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Abstract 
 
Ausgehend vom Urteil des italienischen Verfassungsgerichtshofs Nr. 

238/2014, wonach Staatenimmunitäten bei Völkerrechtsverbrechen gegen 
oberste Verfassungsprinzipien verstoßen, und das Italien daran hindert, das 
IGH-Urteil im Staatenimmunitäten-Fall zu befolgen, blickt dieser Artikel 
jenseits der Staatenimmunität, um zu erörtern, was das Urteil für künftige 
italienische Verfahren in Verbindung mit dem Zweiten Weltkrieg sowie die 
deutsch-italienische Kontroverse bedeutet und welches Recht den italieni-
schen Klägern in der Sache zukommt. Nach einer Einordnung des Urteils in 
die Rechtsprechung zu den obersten Prinzipien wird der Tenor dahinge-
hend ausgelotet, inwieweit die formelle Bindungswirkung eine Neuvorlage 

                                                        
*  Doktorand im Völkerrecht, Humboldt-Universität zu Berlin und Università di Roma 

“La Sapienza”. 
Der Autor dankt Prof. Dr. Obwexer sowie Prof. Dr. Schroeder für die Einladung zum Ös-

terreichischen Völkerrechtstag, in dessen Rahmen dieser Beitrag entstanden ist. Der Dank gilt 
ebenso der Aufmerksamkeit von Mag. Andreas Eisendle. Prof. Dr. Nolte sowie Prof. Dr. Ron-
zitti danke ich für die vielen Diskussionen über die Jahre, zu denen die deutsch-italienische 
Kontroverse Anlass gegeben hat. 
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vor dem Verfassungsgerichtshof zulässt. Entgegen der in diesem Beitrag 
analysierten bisherigen italienischen Rechtsprechung, wonach italienische 
Klagen ratione personae, materiae und temporis nicht von italienischen Ver-
zichtserklärungen gegenüber Deutschland erfasst sind, argumentiert dieser 
Aufsatz, dass die Verzichtserklärung aus dem italienischen Friedensvertrag 
von 1947 den italienischen Ansprüchen entgegensteht, während die Bonner 
Abkommen von 1962 nicht einschlägig sind. Nach einem Panorama zu den 
Themenfeldern Rechtsgrundlage, Verjährung und Vollstreckungsimmunität 
– wiederum entlang der bisherigen italienischen Rechtsprechungslinien – 
werden schließlich die Auswirkungen des Verfassungsgerichtsurteils für 
mögliche Verhandlungen über Entschädigungen und die völkerrechtliche 
Ebene im Hinblick auf eine italienische Haftung im Falle von Vollstreckun-
gen behandelt. Der Aufsatz schließt mit einem Aufruf an den Verfassungs-
gerichtshof, im Falle einer Neuvorlage das Rechtsschutzprinzip verstärkt 
gegenüber der verfassungsrechtlich verankerten Völkerrechtstreue abzuwä-
gen. 

 
 

I. Verfassung vs. Völkerrecht 
 
“A che serve un mio diritto se non c’è un giudice per tutelarlo?/Was nützt 

mir mein Recht, wenn kein Richter es schützt?” Dies ist die provokant-
rhetorische Frage, die Prof. Giuseppe Tesauro, Berichterstatter des Urteils 
Nr. 238/2014 der Corte costituzionale (Corte cost.), des italienischen Ver-
fassungsgerichtshofs,1 wenige Tage nach Urteilsverkündung den Teilneh-
mern einer Konferenz an der LUISS Guido Carli Universität in Rom stell-
te.2 Das höchstrichterliche Urteil, das Italien daran hindert, dem Urteil des 
Internationalen Gerichtshofs (IGH) im von Deutschland gegen Italien an-
gestrengten Staatenimmunitäten-Fall3 Folge zu leisten, formuliert es freilich 
juristischer und sieht ein oberstes Verfassungsprinzip durch die völkerrecht-

                                                        
1  CC 22.10.2014, Nr. 238, Gazzetta Ufficiale (G.U.) 29.10.2014, Nr. 45, alle Urteile der 

CC sind abrufbar unter <www.cortecostituzionale.it>, deutsche Übersetzung <http://www. 
cortecostituzionale.it>; mit einem Nichtannahmebeschluss 3.3.2015, Nr. 30, G.U. 11.3.2015, 
Nr. 10, hat die CC analoge Vorlagebeschlüsse abgelehnt, weil der Gegenstand bereits für ver-
fassungswidrig erklärt worden war; da die Vorlagen bereits anhängig waren, ist darin keine 
grundsätzliche Bestätigung zu sehen. 

2  “L’immunità degli Stati dalla giurisdizione: diritto internazionale e diritto interno davan-
ti alla Corte costituzionale” am 10.11.2014 in der juristischen Fakultät mit Prof. Elena Sciso, 
Prof. Giuseppe Tesauro und dem vorlegenden Richter am Landgericht Florenz Dott. Luca 
Minniti. 

3  Jurisdictional Immunities of the State, ICJ Reports 2012, 99. 
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liche Staatenimmunität Deutschlands verletzt. Zwar kommt dem Völkerge-
wohnheitsrecht nach Art. 10 Abs. 1 der italienischen Verfassung (Verf.) und 
dem Recht der Vereinten Nationen (VN) gemäß der besonderen Bestim-
mung in Art. 11 Verf. Verfassungsrang zu, ranghöher sind aber die obersten 
Verfassungsprinzipien. Ein oberstes Verfassungsprinzip erkennt das Gericht 
in der Verbindung aus Rechtsschutz gemäß Art. 24 Verf. und dem Schutz 
nach Art. 2 Verf. der unverletzlichen Rechte des Menschen, zu denen insbe-
sondere die Menschenwürde zählt. Immunitäten sind also nicht tout court 
verfassungswidrig, sondern soweit sie den Rechtsschutz unverletzlicher 
Rechte nach Art. 2 Verf. verhindern. Es ist das verfassungsrechtliche Pen-
dant zur vor dem IGH verworfenen ius cogens exception, wonach schwerste 
Völkerrechtsverletzungen eine Immunitätsausnahme auch für hoheitsrecht-
liche Handlungen begründen. 

Dieser Beitrag geht einen Schritt weiter, um jenseits der Staatenimmunität 
zu fragen, was das Urteil der Corte cost. für künftige italienische Verfahren 
und die deutsch-italienische Kontroverse bedeutet und welches Recht den 
italienischen Klägern in der Sache zukommt. Die Schadensersatzforderun-
gen gehen auf deutsche Völkerrechtsverbrechen in Italien zwischen 1943 
und 1945 zurück, als Italien nach Landung der Alliierten und dem Sturz 
Mussolinis von Deutschland besetzt wurde. Konkret geht es um Massaker, 
Verschleppung und Zwangsarbeit von Zivilisten sowie Zwangsarbeit Italie-
nischer Militärinternierter (IMI). Dazu wird zunächst der verfassungsrecht-
liche Rang des Völkerrechts im Kontext der von der Corte cost. angewand-
ten Schrankenrechtsprechung beschrieben und die formelle Bindungswir-
kung des Urteils Nr. 238 für künftige Verfahren erörtert. Die Prüfung der 
italienischen Klagen in der Sache legt den Fokus auf die italienischen Ver-
zichtserklärungen gegenüber Deutschland, um dann die Themenfelder 
Rechtsgrundlage, Verjährung und Vollstreckungsimmunität anzureißen. 
Ausgangspunkt ist jeweils die bisherige Auslegung der italienischen Recht-
sprechung. Schließlich werden die Auswirkungen des Verfassungsgerichts-
urteils auf mögliche deutsch-italienische Verhandlungen über ein Entschä-
digungsabkommen und die völkerrechtliche Ebene behandelt. 
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II. Grenzen der Verfassung und des Verfassungs-
gerichtshofs 

 

1. Rechtsprechung der “principi supremi” 
 
Die italienische Verfassung benennt eine Rechtskategorie oberster Verfas-

sungsprinzipien nicht ausdrücklich.4 In drei Urteilen aus dem Jahr 1971 be-
anspruchte die Corte cost. in einem obiter dictum allerdings, außenstehende 
Rechtsordnungen, auf welche die Verfassung gleichsam verweist und die 
somit Verfassungsrang haben, auf die Vereinbarkeit mit obersten Verfas-
sungsprinzipien (“principi supremi”) hin zu prüfen.5 Die Rechtsprechung 
der “controlimiti”, wonach oberste Verfassungsprinzipien wie eine Schranke 
den Eintritt fremder Normen verhindern, entzündete sich am kanonischen 
Eherecht, da die durch Art. 7 Verf. gedeckten Lateranverträge von 1929 eine 
kanonische Eheschließung mit zivilrechtlichen Folgen alternativ zur bürger-
lichen Eheschließung ermöglichen. Mit Urteil Nr. 18/1982 bestätigte der 
Verfassungsgerichtshof die Schranke erstmals, und zwar bereits damals im 
Hinblick auf das Rechtsschutzprinzip nach Art. 24 Verf. Konkret bemän-
gelte das Gericht, dass das kanonische Recht die Auflösung einer nicht voll-
zogenen Ehe nach Maßgabe eines Verwaltungs- anstelle eines Gerichtsver-
fahrens vorsieht.6 1988 stellte die Corte cost. im Urteil Nr. 1146 außerdem 
fest, dass es neben der nach Art. 139 Verf. explizit nicht änderbaren republi-
kanischen Staatsform einen weitergehenden implizit änderungsfesten Ver-
fassungskern gibt.7 Geht Art. 139 Verf. historisch auf das zeitgleich mit der 
Wahl zur verfassunggebenden Versammlung 1946 abgehaltene Referendum 
zwischen konstitutioneller Monarchie und Republik zurück, das die Verfas-
sungsgeber als direkten Ausfluss des “pouvoir constituant” in Art. 139 Verf. 
änderungsfest fixierten, so wurde die “forma repubblicana” evolutiv dahin-
gehend ausgelegt, dass sie die Wesensmerkmale eines liberaldemokratischen 

                                                        
4  F. P. Casavola, I principi supremi nella giurisprudenza della Corte costituzionale, in: Il 

Foro Italiano, 1995, 153. 
5  CC 1.3.1971, Nr. 30, 31 und 32, G.U. 10.3.1971, Nr. 62. 
6  CC 2.2.1982, Nr. 18, G.U. 10.2.1982, Nr. 40. 
7  CC 29.12.1988, Nr. 1146, G.U. 11.1.1989, Nr. 2; die CC beanspruchte die Ausweitung 

parlamentarischer Immunitäten auf Landtagsabgeordnete nach dem Autonomiestatut der 
Region Trentino-Südtirol zu prüfen, das formell ein Verfassungsgesetz ist. Der Vorlagebe-
schluss im Rahmen eines Strafverfahrens gegen einen Südtiroler Landtagsabgeordneten wegen 
Schmähung der italienischen Flagge wurde aber aus Verfahrensgründen nicht zur Entschei-
dung angenommen. 
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Staatswesens einschließt. Als implizit änderungsfest gelten auch jene Rechte, 
welche der Verfassungstext als “unverletzlich” bezeichnet.8 

Neben dem seit der Konkordatsrevision 1984 etwas in den Hintergrund 
gerückten kanonischen Recht9 ist die Schrankenrechtsprechung heute eng 
mit der verfassungsrechtlichen Stellung des Europarechts verknüpft, für das 
mangels eines eigenen Europarechtsartikels weiterhin die für das Völker-
recht bestimmten Kanäle gelten. Art. 10 Abs. 2 Verf.10 wird dabei als “tras-
formatore permanente” bezeichnet, der Völkergewohnheitsrecht, dualistisch 
gesehen, fortwährend in italienisches Recht mit Verfassungsrang verwan-
delt.11 Außerdem stimmt Italien gemäß Art. 11 Verf. 

 
“ ... unter der Bedingung der Gleichstellung mit den übrigen Staaten ... den Be-

schränkungen der staatlichen Oberhoheit zu, sofern sie für eine Rechtsordnung 

nötig sind, die den Frieden und die Gerechtigkeit unter den Völkern gewährleis-

tet”. 
 
Diese in der verfassunggebenden Versammlung auf den 1955 erfolgten 

Beitritt Italiens zu den Vereinten Nationen hin gemünzte Formulierung be-
gründet eine verfassungsrechtliche Deckung (“copertura costituzionale”) der 
Satzung der Vereinten Nationen (SVN),12 und davon abgeleitet des Rechts 
der VN,13 einschließlich der Bindung an IGH-Entscheidungen, während 
völkerrechtliche Verträge ursprünglich den einfachgesetzlichen Rang des 
Vollzugsgesetzes (“ordine di esecuzione”) hatten. Seit ihrem Urteil Nr. 
183/1973 subsumiert die Corte cost. auch die damaligen Europäischen Ge-
meinschaften unter die Frieden und Gerechtigkeit gewährleistenden 
Rechtsordnungen, woraus sie den europarechtlichen Vorrang ableitet, den 
sie mit Urteil Nr. 14/1964 noch zurückgewiesen hatte,14 und der eine 
Schranke nur an den obersten Prinzipien erfährt.15 Erst die dezentralisie-

                                                        
 8  R. Bin/G. Pitruzzella, Diritto costituzionale, 12. Aufl. 2011, 335. 
 9  Seit der mit der Konkordatsrevision abgeschafften ausschließlichen Zuständigkeit der 

kanonischen Gerichte kann die Auflösung einer Eheschließung nach kanonischem Recht auch 
vor den Zivilgerichten begehrt werden. Außerdem bildet die 1970 eingeführte Scheidung eine 
zumindest zivilrechtliche Alternative, die im Falle der Konkordatseheschließung formell als 
Beendigung der zivilrechtlichen Folgen bezeichnet wird (“cessazione degli effetti civili”). 

10  “Die italienische Rechtsordnung passt sich den allgemein anerkannten Bestimmungen 
des Völkerrechts an.” So die amtliche Übersetzung von “si conforma”, <http://www.landtag-
bz.org>. 

11  N. Ronzitti, Introduzione al diritto internazionale, 4. Aufl. 2013, 241. 
12  N. Ronzitti (Anm. 11), 248. 
13  N. Ronzitti (Anm. 11), 257. 
14  CC 27.12.1973, Nr. 183, G.U. 2.1.1974, Nr. 2; CC 7.3.1964, Nr. 14, G.U. 14.3.1964, Nr. 

67. 
15  Vgl. insbesondere CC 8.6.1984, Nr. 170, G.U. 20.6.1984, Nr. 169; ebenso CC 21.4.1989, 

Nr. 232, G.U. 3.5.1989, Nr. 18. 
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rende Verfassungsreform von 2001 fügte Art. 117 Verf., der die Kompeten-
zen zwischen Staat und Regionen regelt, quasi en passant hinzu, dass 

 
“Staat und Regionen ... unter Wahrung der Verfassung sowie der aus der ge-

meinschaftlichen Rechtsordnung und aus den internationalen Verpflichtungen 

erwachsenden Einschränkungen die Gesetzgebungsbefugnis aus[üben]”. 
 
Somit kommt völkerrechtlichen Verträgen heute ein zwischen Verfassung 

und einfachem Gesetz liegender Rang als sogenannte “norma interposta” 
zu, während das Recht der VN und der Europäischen Union (EU) ebenso 
wie das Völkergewohnheitsrecht Verfassungsrang haben und nur an den 
obersten Prinzipien gemessen werden.16 

 
 

2. Bindungswirkung der Corte costituzionale 
 
Um auf das Urteil Nr. 238/2014 zurückzukommen, hat eine Erörterung 

der konkreten Folgen an der unterschiedlichen Bindungswirkung des Te-
nors anzusetzen. Dieser ermöglicht den ordentlichen Gerichten und der 
Corte cost. durchaus einen gewissen Spielraum. Dazu ist der Tenor in den 
Kontext der bisherigen italienischen Rechtsprechungslinien zu setzen: Den 
Anfang der deutsch-italienischen Kontroverse markiert die 2004 begründete 
Ferrini-Rechtsprechung des italienischen Kassationsgerichtshofs, wonach 
Deutschland sich im Hinblick auf Schadensersatzklagen wegen Völker-
rechtsverbrechen während der deutschen Besatzung (1943-1945) nicht auf 
seine Staatenimmunität vor italienischen Gerichten berufen könne.17 Nach-
dem der IGH 2012 das italienische Argument einer ius cogens exception zu-
rückgewiesen hatte, änderte der Kassationsgerichtshof noch im selben Jahr 
seine Rechtsprechung, indem er das IGH-Urteil übernahm.18 Dennoch ver-
abschiedete der italienischen Gesetzgeber im Zuge des Ratifikationsgesetzes 
des New Yorker Übereinkommens zur Staatenimmunität von 2004 einen ad 
hoc-Paragraphen, der einerseits zum Zwecke der Rechtssicherheit den Te-
nor des IGH-Urteils übernahm, andererseits ein besonderes Verfahren zur 
Durchbrechung der bereits gegen Deutschland erwirkten rechtskräftigen 
Urteile einführte.19 

                                                        
16  N. Ronzitti (Anm. 11), 250 ff. 
17  Cassazione sezioni unite civili (Cass. civ. SS.UU.) 11.3.2004, Nr. 5.044 (Ferrini), Riv. 

Dir. Int. 87 (2004), 643, englische Übersetzung, ILR 128 (2004), 658. 
18  Cassazione, I sez. penale 9.8.2012, Nr. 32.139 und Cass. civ. SS.UU. 21.2.2013, Nr. 

4.284. 
19  Art. 3 Gesetz 14.1.2013, Nr. 5 (Adesione della Repubblica italiana alla Convenzione 

delle Nazioni Unite sulle immunità giurisdizionali degli Stati e dei loro beni, firmata a New 
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Der verfassungsgerichtliche Tenor aus 2014 besteht aus drei Teilen: Ers-
tens wird der ad hoc-Paragraph für verfassungswidrig erklärt. Konkret ist 
die Rechtsfolge auf den prozessrechtlichen Teil beschränkt, wie die bereits 
im Vorfeld geänderte Kassationsrechtsprechung zeigt. Zweitens stellt das 
Gericht fest, dass die gewohnheitsrechtliche Immunitätsnorm in der Ausge-
staltung des IGH an der Schranke oberster Verfassungsprinzipien scheitert, 
weil sie auch bei schweren Verletzungen der Menschenwürde gilt. Insofern 
äußert sich die Corte cost. nicht zur völkerrechtlichen Ausgestaltung der 
Immunitätsnorm, worin der Unterschied zur kassationsgerichtlichen Ferri-
ni-Rechtsprechung liegt, sondern erkennt im Gegenteil ein Auslegungsmo-
nopol des IGH in dieser Frage an.20 Die logische Folge der Schrankenkon-
struktion ist, dass kein innerstaatlicher Rechtsakt mit Gesetzeskraft ent-
steht, der nach Art. 134 Verf. als zulässiger Gegenstand einer Verfassungs-
widrigkeitserklärung in Frage kommt. Daher weist das Gericht einerseits 
die Verfassungswidrigkeit zurück und legt andererseits die Rechtslage so 
aus, dass die Immunitätsnorm nicht in die italienische Rechtsordnung einge-
treten ist. Diese Konstruktion gilt als abweisendes Auslegungsurteil (“sen-
tenza interpretativa di rigetto”). Im Gegensatz zur Verfassungswidrigkeits-
erklärung, die erga omnes wirkt, binden abweisende Auslegungsurteile nur 
den vorlegenden Richter.21 Formaljuristisch sind mit Ausnahme des floren-
tinischen Richters italienische Gerichte daher nicht an den Teil des Tenors 
gebunden, der die Wirkung der völkerrechtlichen Immunitätsnorm verhin-
dert.22 Der Kassationsgerichtshof könnte also trotz des Urteils des Corte 
cost. seine Nach-IGH-Rechtsprechung zugunsten deutscher Immunität be-
stätigen. Der Verfassungsgerichtshof könnte zwar das letzte Wort behalten, 
müsste aber neuerlich intervenieren. Denn halten die ordentlichen Gerichte 
an ihrer ursprünglichen Auslegung fest, kann die Corte cost. diese alternati-
ve Auslegung als lebendes Recht (“diritto vivente”) nur in einem stattge-
benden Auslegungsurteil (“sentenza interpretativa di accoglimento”) erga 
omnes für verfassungswidrig erklären. 

                                                                                                                                  
York il 2 dicembre 2004, nonché norme di adeguamento dell’ordinamento interno), G.U. 
29.2.2013, Nr. 24. 

20  CC 238/2014 (Anm. 1), considerato in diritto, Para. 3.1. 
21  Dazu E. Lamarque, Some WH Questions About the Italian Constitutional Court’s 

Judgment on the Rights of the Victims of the Nazi Crimes, Italian Journal of Public Law 6 
(2014), 197 (208 ff.). 

22  R. Bin/G. Pitruzzella (Anm. 8), 461. Die Bindungswirkung für den vorlegenden Rich-
ter ergibt sich aus einem Dilemma. Er kann nicht auf seine ursprüngliche Auslegung bestehen, 
weil er diese im Vorlagebeschluss selbst für verfassungswidrig hält; andererseits kann er die-
selbe Frage nicht erneut vorlegen. 
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Mit einem stattgebenden Auslegungsurteil und daher erga omnes wird 
drittens das italienische Gesetz zur Vollstreckung der SVN für verfassungs-
widrig erklärt, soweit es gemäß Art. 94 SVN Italien verpflichtet, das IGH-
Urteil im Staatenimmunitäten-Fall zu befolgen. Formell nicht für verfas-
sungswidrig erklärt hat der Verfassungsgerichtshof allerdings eine weitere 
Bestimmung, die Italien weiterhin zur Befolgung von IGH-Urteilen ver-
pflichtet, und die vom Florentiner Landgericht nicht vorgelegt worden war. 
Es handelt sich um das Vollstreckungsgesetz zum Europäisches Überein-
kommen zur friedlichen Streitbeilegung von 1957,23 welches gemäß Art. 39 
ebenso die Pflicht zur Befolgung von IGH-Urteilen vorsieht. Als das Land-
gericht Florenz die Lücke im Wiederaufnahmeverfahren bemerkte, ent-
schied es dennoch gegen eine neuerliche Vorlage, indem es auf die Begrün-
dung des Verfassungsgerichtshofs abstellte und den Tenor analog anwand-
te.24 Andere Gerichte könnten aber die weiterhin formelle Gültigkeit der 
Verpflichtung aus dem Europäischen Übereinkommen zum Anlass nehmen, 
neuerlich vorzulegen. Möglich wäre schließlich ein gesetzgeberischer ad 
hoc-Eingriff, um die Folgen des Urteils teilweise einzugrenzen. Bereits wäh-
rend des IGH-Verfahrens setzte ein Eildekret alle laufenden Verfahren bis 
zum Ergehen des IGH-Urteils aus,25 was seinerzeit verfassungsrechtliche 
Bedenken hervorrief.26 Verfassungsrechtliche Bedenken würden jeglichen 
Gesetzeseingriff treffen und mit aller Wahrscheinlichkeit zu einer Neuvor-
lage an die Corte cost. führen. 

 
 

III. Italienische Verzichtserklärungen 
 
Eine besondere materiellrechtliche Hürde für Forderungen italienischer 

Staatsangehöriger gegen Deutschland stellen eine Reihe italienischer Ver-
zichtserklärungen dar: die erste findet sich in Art. 77 Abs. 4 des Friedens-
vertrages von 1947 zwischen Italien und den Alliierten und Assoziierten 

                                                        
23  European Convention for the Peaceful Settlement of Disputes, unterzeichnet in Straß-

burg am 29.4.1957, CETS Nr. 023. 
24  Tribunale di Firenze, II sez. civ. 6.7.2015, Nr. 2468, Para. 2, und Nr. 2469/2015, 

<www.questionegiustizia.it>. 
25  Gesetzesdekret/decreto-legge 28.4.2010, Nr. 63, umgewandelt mit Abänderungen durch 

Gesetz 23.6.2010, Nr. 98, G.U. 26.6.2010, Nr. 147. 
26  Dazu E. Sciso, L’immunità degli Stati esteri dalla giurisdizione dopo la conversione del 

decreto-legge 28 aprile 2010 n. 63, Riv. Dir. Int. 93 (2010), 802 (805 f.), die im Ergebnis eine 
Verfassungswidrigkeit verneint. 
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(FV);27 zwei weitere jeweils in zwei Bonner Abkommen von 1962 zwischen 
Italien und der Bundesrepublik Deutschland.28 Italienische Gerichte haben 
die Verzichtserklärungen ratione personae, materiae und temporis zurück-
gewiesen. Das Landgericht Florenz, das dem Verfassungsgerichtshof vorge-
legt hatte, hat diese Rechtsauffassung zuletzt bestätigt und Deutschland zur 
Zahlung von 50 000 € verurteilt.29 Das Gericht stützt sich auf das Urteil des 
Kassationsgerichtshofs im Fall Milde aus 2008,30 das aufgrund mehrerer 
Verweise zusammen mit dem vorinstanzlichen Berufungsmilitärgericht 
Rom zu lesen ist.31 Fachgerichte sind vor dem IGH-Urteil von 2012 dieser 
Rechtsprechung gefolgt.32 Bereits ein älteres Urteil des Kassationsgerichts-
hofs von 1953 hatte sich mit der Verzichtserklärung aus dem Friedensver-
trag auseinandergesetzt.33 

 
 

1. Ratione personae 
 
Die Frage nach der subjektiven Bindungswirkung der Verzichtserklärung 

haben italienische Gerichte im Hinblick auf den Friedensvertrag von 1947 
aufgeworfen, weil Deutschland selbst nicht Vertragspartei ist, und somit nur 
die Alliierten sich auf den Verzicht berufen könnten. Der Kassationsge-
richtshof hatte bereits 1953 geprüft, ob eine Vertragsbestimmung zugunsten 
Dritter vorliegt, als eine beklagte deutsche juristische Person sich auf die 
Verzichtserklärung berief. Das Gericht bezweifelte allerdings, inwiefern die 
Grundsätze des Völkervertragsrechts überhaupt für den Friedensvertrag 
von 1947 gelten könnten, da Italien und Deutschland sich den Alliierten 
gegenüber in einer so ungleichen Lage befunden hätten.34 Sieht man von 

                                                        
27  Treaty of Peace with Italy, unterzeichnet in Paris am 10.2.1947, UNTS 49 (1950) Nr. 

747. 
28  Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Italienischen Republik 

über die Regelung gewisser vermögensrechtlicher, wirtschaftlicher und finanzieller Fragen, 
unterzeichnet in Bonn am 2.6.1962, BGBl. II 1963, 669; Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Italienischen Republik über Leistungen zugunsten italienischer Staats-
angehöriger, die von nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffen worden sind, 
unterzeichnet in Bonn am 2.6.1962, BGBl. II 1963, 793. 

29  Tribunale di Firenze (Anm. 24), Para. 4.3. 
30  Cassazione, I sez. pen. 13.1.2009, Nr. 1072 (Cass. Milde), Riv. Dir. Int. 92 (2009), 618. 
31  Corte Militare d’Appello di Roma, 18.12.2007/25.1.2008, Nr. 72 (App. Milde). 
32  Tribunale di Torino, IV. sez. civ. 19.5.2010, Nr. 3464; Corte d’Appello di Firenze 

11.4.2011, Nr. 480. 
33  Cass. civ. SS. UU., 22.2.1953, Riv. Dir. Int., 36 (1953), 456. 
34  Cass. civ. SS. UU. 1953 (Anm. 33). 
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diesen grundsätzlichen Zweifeln ab, die damals zurecht kritisiert wurden,35 
normiert Art. 36 Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge 
(WVK) eine Zustimmungsvermutung des Drittstaats und verlangt, dass “the 
parties to the treaty intend the provision to accord that right”.36 Letztere 
Bedingung muss im Einzelfall geprüft werden und verlangt, dass Dritten ein 
Recht eingeräumt wird, also Dritte nicht nur gerade beiläufig durch den 
Vertrag begünstigt sind.37 Die Frage ist, ob eine Verzichtserklärung diese 
Bedingung re ipsa erfüllt, weil sie mit der Übertragung eines Rechts einher-
geht, oder ob vielmehr auf die Beweggründe einer solchen Übertragung ab-
zustellen ist. Auf Letztere greifen jene zurück, die eine Vertragsbestimmung 
zugunsten Deutschlands deshalb zurückweisen, weil die Alliierten gerade 
nicht Deutschland hätten nutzen, sondern im Eigeninteresse Italien als Mit-
gläubiger hätten ausschließen wollen.38 Der Kassationsgerichtshof löste 
1953 die Frage im Ergebnis dualistisch: Da der Vertrag durch Vertragsgesetz 
in innerstaatliches Recht transformiert ist, könne sich vor italienischen Ge-
richten unabhängig von der völkerrechtlichen subjektiven Bindungswir-
kung jeder auf den Verzicht berufen, also auch deutsche juristische Perso-
nen.39 

Der Kassationsgerichtshof war Anfang 1953 noch gezwungen, den Um-
weg über die Vertragsbestimmung zugunsten Dritter zu prüfen. Angesichts 
des Mitte 1953 in Kraft getretenen Londoner Schuldenabkommens (LSA)40 
überrascht jedoch der fehlende Verweis darauf in der vom Kassationsge-
richtshof noch 2008 im Milde-Fall vertretenen These der Unwirksamkeit 
des Verzichts ratione personae,41 die seitdem bestätigt wurde.42 Das LSA, 
das sowohl die BRD als auch Italien ratifiziert haben,43 verweist in Art. 5 
Abs. 4 nämlich im Hinblick auf jene Staaten, die mit dem Dritten Reich 

                                                        
35  F. Durante, Nota a Cass. Sez. Un., 22.2.1953, Riv. Dir. Int. 36 (1953), 457 (458 f.). 
36  Während es gewohnheitsrechtlich, und insbesondere für die Zeit vor der WVK, nicht 

abschließend geklärt ist, inwieweit das Recht des Dritten erst durch seine Zustimmung oder 
bereits durch den Willen der Vertragspartner entsteht, ist die Möglichkeit, Drittstaaten Rechte 
einzuräumen, unbestritten, P. d’Argent, in: O. Corten/P. Klein, The Vienna Conventions on 
the Law of Treaties, 2011, Art. 36, 930 f., Rn. 4. 

37  P. d’Argent (Anm. 36), 932 ff., Rn. 7-9. 
38  F. Durante (Anm. 35), 458 f. 
39  Cass. civ. SS. UU. 1953 (Anm. 33). 
40  Abkommen über deutsche Auslandsschulden, unterzeichnet in London am 27.2.1953, 

BGBl. II 1953, 331. 
41  Cass. Milde (Anm. 30), Para. 8; vorgehend App. Milde (Anm. 31), Para. 3.2. 
42  Tribunale di Firenze (Anm. 24), Para. 4.3. 
43  Vgl. B. Heß, Kriegsentschädigungen aus kollisionsrechtlicher und rechtsvergleichender 

Sicht, in: W. Heintschel von Heinegg (Hrsg.), Entschädigung nach bewaffneten Konflikten; 
die Konstitutionalisierung der Welthandelsordnung, 2003, 107 ff. (146 ff.). 
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verbündet waren, auf die jeweiligen Friedensverträge.44 Da die Friedensver-
träge Verzichtserklärungen gegenüber Deutschland enthalten, sind die ehe-
maligen deutschen Verbündeten, darunter Italien, also den restlichen Staaten 
gegenüber schlechter gestellt, für die gemäß Art. 4 LSA ein Moratorium bis 
zum endgültigen Friedensvertrag mit Deutschland besteht. Somit stellt sich 
für Italien die etwa bei Griechenland relevante Frage nicht, ob der Zwei-
Plus-Vier-Vertrag das Moratorium beendet, aber keine abschließende Rege-
lung getroffen hat.45 Wer bereits im Friedensvertrag eine Vertragsbestim-
mung zugunsten Dritter liest, sieht Art. 5 LSA hingegen ad abundantiam.46 
Neben der hilfreichen rechtlichen Klärung führt Art. 5 LSA aber dazu, dass 
der italienische Verzicht auch in innerstaatliches deutsches Recht überführt 
wird und somit vor deutschen Gerichten Geltung erlangt.47 

 
 

2. Ratione materiae 
 
Die zweite Argumentationslinie italienischer Gerichte betrifft den Ge-

genstand der drei Verzichtserklärungen. Insbesondere wird Art. 77 Abs. 4 
FV so ausgelegt, dass der Verzicht nur vermögensrechtliche und nicht auch 
nicht-vermögensrechtliche Schäden abdecke.48 Dieser lautet wie folgt: 

 
“4. Without prejudice to these and to any other dispositions in favour of Italy 

and Italian nationals by the Powers occupying Germany, Italy waives on its own 

behalf and on behalf of Italian nationals all claims against Germany and German 

nationals outstanding on 8 May 1945, except those arising out of contracts and 

other obligations entered into, and rights acquired, before 1 September 1939. 

This waiver shall be deemed to include debts, all inter-governmental claims in re-

spect of arrangements entered into in the course of the war, and all claims for loss 

or damage arising during the war.” 
 
Art. 77 FV, so zuletzt das Landgericht Florenz, regle nur die wirtschaftli-

chen Beziehungen zwischen Deutschland und Italien, wie sich ebenso aus 

                                                        
44  “Claims against Germany ... by countries which were, on or after 1 September 1939, al-

lied to, the Reich, and of nationals of such countries, ... shall be dealt with in accordance with 
the provisions made or to be made in the relevant treaties.” 

45  Dazu B. Heß (Anm. 43), 148 ff. 
46  A. Gattini, Le riparazioni di guerra nel diritto internazionale, 2003, 247. 
47  B. Heß (Anm. 43), Fn. 286. 
48  Cass. Milde (Anm. 30), Para. 8; vorgehend App. Milde (Anm. 31), Para. 3.2, Tribunale 

di Firenze (Anm. 24), Para. 4.3. 
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den Abs. 1-3 ergebe, die sich mit der Rückgabe von Eigentum beschäfti-
gen.49 

Die Auslegung von “all claims for loss or damage arising during the 
war”50 erfordert gemäß Art. 31 WVK den Kontext nicht auf Art. 77 FV zu 
beschränken, sondern auf den gesamten Vertragstext auszuweiten und eben-
so Sinn und Zweck des Friedensvertrages mit einzubeziehen. Der Friedens-
vertrag mit Italien enthält zwei weitere Verzichtserklärungen, die im Ver-
gleich zu Art. 77 FV spezifischer erscheinen: In Art. 76 FV verzichtet Italien 
gegenüber den Alliierten und deren Verbündeten u. a. auf Schadensansprü-
che “as a consequence of acts of forces ... of Allied ... Powers”; Art. 80 FV 
wiederum ist generischer als Art. 76 FV formuliert, ersetzt aber im Ver-
gleich zu Art. 77 FV das temporale “during” mit dem kausalen “due”, so 
dass die Alliierten und Assoziierten ihrerseits gegenüber Italien auf Ansprü-
che “due to acts of war”51 verzichten. Die Frage ist, ob die unterschiedli-
chen Formulierungen jeweils so auszulegen sind, dass sie sich unterschied-
lich weit erstrecken und konkret, wie von der italienischen Rechtsprechung 
impliziert, dass Art. 77 FV nur die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
Deutschland und Italien betrifft, während Art. 76 und 80 FV auch Kriegs-
handlungen miteinschließen. Unter Art. 80 FV fielen beispielsweise die im 
Zuge der deutsch-italienischen Kontroverse zuweilen angesprochenen mög-
lichen Forderungen Griechenlands gegenüber Italien. 

Gegen eine enge Auslegung des Verzichts nach Art. 77 FV dürfte Sinn 
und Zweck des italienischen Friedensvertrages im Sinne einer globalen ab-
schließenden Regelung nach dem Zweiten Weltkrieg sprechen.52 Insofern ist 
der italienische Friedensvertrag nicht isoliert auszulegen. Insbesondere zäh-
len die am gleichen Tag mit den Achsenverbündeten Staaten Bulgarien, 
Finnland, Ungarn, Rumänien und Bulgarien geschlossenen Friedensverträ-
ge53 zu den Umständen, die nach Art. 32 WVK als ergänzende Ausle-
gungsmittel gelten. Sie enthalten wortgleiche Verzichtserklärungen gegen-
über Deutschland und den Alliierten.54 Die Alliierten selbst beschlossen im 
sogenannten Überleitungsvertrag ein Moratorium gegenüber Deutsch-

                                                        
49  Tribunale di Firenze (Anm. 24), Para. 4.3. 
50  Hervorhebung durch den Autor. 
51  Hervorhebung durch den Autor. 
52  So auch K. Oellers-Frahm, Judicial Redress of War-Related Claims by Individuals: The 

Example of the Italian Courts, in: U. Fastenrath/R. Geiger/D.-E. Khan/A. Paulus/S. von 
Schorlemer/C. Vedder (Hrsg.), From Bilateralism to Community Interest, FS B. Simma, 2011, 
1055 (1075 f.). 

53  Die Friedensverträge sind abrufbar unter <http://www.austlii.edu.au>. 
54  Friedensverträge (Anm. 53), Art. 28 (Rumänien); Art. 26 (Bulgarien); Art. 30 (Ungarn); 

Art. 28 (Finnland); A. Martin, Private Property, Rights, and Interests in the Paris Peace Trea-
ties, BYIL 24 (1947), 273 (289 f.). 
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land,55 das im Londoner Schuldenabkommen über den Kreis der Alliierten 
hinaus verankert wurde. 

Die von italienischen Gerichten vertretene Begrenzung des Verzichts 
nach Art. 77 FV auf wirtschaftliche Beziehungen setzt die These voraus, 
dass die Alliierten eine Regelung der Kriegsschäden zwischen den ehemali-
gen Achsenverbündeten diesen selbst überlassen wollten. Tatsächlich grei-
fen keine Verzichtserklärungen beispielsweise zwischen Italien und Rumä-
nien. Dem widerspricht erstens, dass die Alliierten sich sehr wohl für das 
Innenverhältnis interessierten und beispielsweise eine indirekte Sanktionie-
rung des Bündnisses mit Deutschland trafen, indem Art. 77 Abs. 2 FV keine 
Rückgabe italienischen Eigentums vorsieht, welches vor dem 3.9.1943 nach 
Deutschland gelangte. Dieselbe zeitliche Begrenzung findet sich in den an-
deren fünf Friedensverträgen jeweils mit Datum des Einmarsches der Alli-
ierten, so dass jene Rückgabeansprüche, die aus dem Bündnis mit Deutsch-
land resultieren, verwirkt sind.56 Zweitens hätte es dem alliierten Eigeninte-
resse widersprochen, gerade den ehemaligen deutschen Verbündeten freie 
Hand über deutsches Vermögen einzuräumen. Der plausiblere Grund man-
gelnder Verzichtserklärungen dürfte darin liegen, dass es zwischen Verbün-
deten an sich keine Schäden auszugleichen gibt. Doch trifft dies im italieni-
schen Fall für den Zeitraum ab 1943 nicht zu, in welchen die Völkerrechts-
verbrechen an italienischen Staatsangehörigen fallen. Da der italienische 
Friedensvertrag trotz des seinerzeitigen italienischen Protests Italien gleich-
sam als deutschen Verbündeten und Feind der Vereinten Nationen behan-
delt,57 würde eine enge Auslegung von Art. 77 FV dazu führen, dass Italien 
quasi in eine Freund/Feind-Regelungslücke fiele. Denkt man daher die von 
italienischen Gerichten vertretene enge Auslegung von Art. 77 FV zu Ende, 
ergibt sich die nur schwerlich mit Sinn und Zweck des Friedensvertrags und 
der Umstände zu vereinbarende Situation, dass von allen im Zweiten Welt-
krieg betroffenen Staaten nur und gerade Italien weiter gegen Deutschland 
wegen Kriegshandlungen vorgehen könnte. Dagegen erscheint die Ge-
genthese, die von einer weiten Auslegung von Art. 77 FV ausgeht, im weite-
ren Kontext plausibler. Quasi sanktionsweise müssen die ehemaligen Ach-
senverbündeten bereits 1947 auf Forderungen gegenüber Deutschland ver-
zichten, während die Frage im Hinblick auf die Alliierten und ihre Verbün-
deten mit dem Londoner Schuldenabkommen vorerst nur eingefroren ist. 

                                                        
55  Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen, dazu B. Heß 

(Anm. 43), 146. 
56  A. Martin (Anm. 54), 282. 
57  Zur diplomatischen Lage siehe S. Lorenzini, L’Italia e il trattato di pace del 1947, 2007, 

34 f., 69 f., 133 f. 
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Die anderen beiden Verzichtserklärungen finden sich jeweils in zwei 
(west)deutsch-italienischen Bonner Abkommen von 1962, die respektive 
Finanz- und Wirtschaftsfragen und Entschädigungen wegen nationalsozia-
listischer Verfolgung betreffen.58 Das Bonner Entschädigungsabkommen ist, 
wie bereits der Friedensvertrag von 1947, nicht auf Italien beschränkt, son-
dern Teil einer Reihe von bilateralen Entschädigungsabkommen, welche die 
alte Bundesrepublik mit mehreren europäischen Staaten schloss. Die Ent-
schädigungen erfolgten nach Rechtsauffassung der BRD ausdrücklich auf 
freiwilliger Basis. Die bilateralen Abkommen zielten darauf, das Bundesent-
schädigungsgesetz (BEG) zu flankieren, dessen Antragsverfahren sich für 
Ausländer oft schwierig gestalteten.59 Im Falle italienischer Staatsangehöri-
ger kam erschwerend hinzu, dass deren Anträge teilweise nach dem BEG 
unter Verweis auf den italienischen Verzicht in Art. 77 FV zurückgewiesen 
wurden. In einem Briefwechsel, der dem Vertrag angehängt ist, erklärt daher 
die deutsche Seite, gegen diese ablehnende Verwaltungspraxis vorzugehen. 
Im späteren Verfahren vor dem IGH hatte die italienische Prozessvertre-
tung im Briefwechsel ein deutsches Eingeständnis gelesen, dass Art. 77 
Friedensvertrag nicht anwendbar sei.60 Andererseits zeigt der Briefwechsel, 
dass die italienische Seite der deutschen Auslegung gerade nicht wider-
spricht, wonach Art. 77 FV auch nicht-vermögensrechtliche Schäden ab-
deckt, auch wenn Deutschland bei BEG-Anträgen Art. 77 FV, wo dies der 
Fall war, nicht mehr vorzubringen beabsichtigt.61 Analog zum BEG ist der 
Kreis der Anspruchsberechtigten nach Art. 1 des Bonner Entschädigungs-
abkommens allerdings auf Opfer im Hinblick auf nationalsozialistische Ver-
folgungsgründe – etwa aus rassischen Motiven – eingegrenzt. Dies gilt auch 
für die italienische Verzichtserklärung in Art. 3, die sich ausdrücklich auf 
den Gegenstand des Vertrags bezieht. Daher sind Kriegsverbrechen und 
Deportationen, die von solchen Gründen entkoppelt sind, nicht von Ent-

                                                        
58  Siehe Anm. 28. 
59  Bundesentschädigungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 

251-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Art. 21 Abs. 2 des Gesetzes 
vom 29.6.2015 (BGBl. I, 1042) geändert worden ist. 

60  Observations of Italy on the Preliminary Objections of the Federal Republic of Ger-
many Regarding Italy’s Counter-Claim, 25.5.2010, Para. 46-49, <http://www.icj-cij.org>. 

61  In Wirklichkeit wäre dem Verweis auf den italienischen Verzicht bei BEG-Anträgen aus 
zwei Gründen zu widersprechen gewesen, die von der Frage des Gegenstands des Verzichts 
entkoppelt sind: Erstens war Art. 77 FV vor dem Londoner Schuldenabkommen mangels 
deutschen Vertragsgesetzes nicht Teil der innerdeutschen Rechtsordnung; zweitens enthält 
Art. 77 FV eine Schutzklausel “[w]ithout prejudice ... to any other dispositions in favour of 
Italy and Italian nationals by the Powers occupying Germany” worunter das BEG fallen 
dürfte; dass sowohl das BEG als auch die Bonner Abkommen unter die Schutzklausel fallen, 
A. Gattini (Anm. 46), 365. 
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schädigungszahlungen und folglich auch nicht vom Verzicht aus dem Bon-
ner Entschädigungsabkommen erfasst. 

Im Gegensatz zum Verzicht aus dem Entschädigungsabkommen enthält 
Art. 2 des Bonner Wirtschaftsabkommens dem Wortlaut nach eine weit 
formulierte Verzichtserklärung.62 Dagegen hat die italienische Rechtspre-
chung, ähnlich wie beim Friedensvertrag, eingewendet, dass diese sich lex 
materiae nicht auf nicht-vermögensrechtliche Schäden erstrecke.63 Während 
eine enge Auslegung von Art. 77 FV nicht Sinn und Zweck sowie den Um-
ständen der Nachkriegsregelungen entspricht, ist andererseits eine enge 
Auslegung von Art. 2 Bonner Wirtschaftsabkommen vorzuziehen.64 Der 
Titel des Vertrags als “Regelung gewisser vermögensrechtlicher, wirtschaft-
licher und finanzieller Fragen” sowie der wirtschaftliche Vertragsinhalt deu-
ten darauf hin. Ebenso das italienische Ausführungsgesetz zur Verteilung 
der von der BRD bereit gestellten Summe von DM 40 Mio.65 Danach fallen 
Entschädigungen wegen deutscher Kriegsverbrechen unter keine der von 
Art. 3 Ausführungsgesetz aufgeführten Anspruchsgrundlagen. 

 
 

3. Ratione temporis 
 
Die dritte Argumentationslinie italienischer Gerichte zielt auf die zeitli-

che Wirkung der Verzichtserklärungen. Danach sei der Satz “claims ... out-
standing on 8 May 1945” im Friedensvertrag sowie “rivendicazioni e 
richieste ... ancora pendenti” bzw. “Ansprüche und Forderungen ... die ... 
noch schweben” im Bonner Wirtschaftsabkommen dahingehend auszule-
gen, dass der Verzicht nur bereits anhängige Verfahren betreffe und sich 
nicht auf neue Verfahren erstrecke.66 Hintergrund ist in beiden Fällen, da 
“outstanding” im Friedensvertrag mit “pendente” übersetzt wurde, eine 
Auslegung am Wortlaut von “pendente”, der in der italienischen Rechtspra-

                                                        
62  “Die italienische Regierung erklärt, daß alle Ansprüche und Forderungen der Italieni-

schen Republik oder von italienischen natürlichen oder juristischen Personen, die gegen die 
Bundesrepublik Deutschland oder gegen deutsche natürliche oder juristische Personen noch 
schweben, erledigt sind, sofern die auf Rechte und Tatbestände zurückgehen, die in der Zeit 
vom 1. September 1939 bis 8. Mai 1945 entstanden sind.” 

63  Cass. Milde (Anm. 30), Para. 8; vorgehend App. Milde (Anm. 31), Para. 3.2, Tribunale 
di Firenze (Anm. 24), Para. 4.3. 

64  Anders K. Oellers-Frahm (Anm. 52), 1075 f., für die die Klagen auch unter das Bonner 
Wirtschaftsabkommen fallen. 

65  Art. 3 Gesetz 5.7.1964, Nr. 607, G.U. 30.7.1964 Nr. 186. 
66  Cass. Milde (Anm. 30), Para. 8; vorgehend App. Milde (Anm. 31), Para. 3.2; F. Durante 

(Anm. 35), 457 f. zum Friedensvertrag; Tribunale di Firenze (Anm. 24), Para. 4.3; Trib. Torino 
(Anm. 32), Para. 4.2. 
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che “rechtsanhängig” bedeutet. Der Kassationsgerichtshof hatte 1953 auf 
die materiell- statt prozessrechtliche Bedeutung von “claims” hingewiesen, 
die man besser mit “pretesa” statt dem prozessrechtlich gefärbten “doman-
da” hätte übersetzen sollen.67 In diesem Sinne ist auch die französische Ver-
sion zu verstehen, die von “toute réclamations ... qui n’etais pas règlées au 8 
mai 1945” spricht. Zu beachten ist ferner, dass die italienische Übersetzung 
mit “domanda pendente” nicht authentisch ist. Im Falle des Bonner Ab-
kommens verwendet die deutsche Version gerade nicht den terminus techni-
cus “rechtsanhängig”, sondern “schwebend”. Darüber hinaus spricht selbst 
die italienische Version nicht von “domanda”, wie noch die Übersetzung 
des Friedensvertrages. Jenseits dieser sprachlichen Spitzfindigkeiten wider-
spricht die Auslegung der jüngeren italienischen Rechtsprechung dem Ef-
fektivitätsgrundsatz sowie Treu und Glauben.68 Im Falle des Friedensver-
trages hätte eine Rechtsanhängigkeit bereits während der deutschen Besat-
zung oder zwischen dem 2.5.1945, also der deutschen Kapitulation in Ita-
lien, und dem 8.5.1945 begründet werden müssen. Ebenso ist für das Bon-
ner Abkommen nicht ersichtlich, warum auf der einen Seite Anspruchs-
grundlagen zur Verteilung der von Deutschland bereit gestellten Summe 
geschaffen werden, aber im Gegenzug nur bereits anhängige Verfahren ein-
gestellt werden sollten. Im Endeffekt bedeutete dies, dass Kläger nach 1962, 
und nur jene, sowohl Ansprüche aus dem Abkommen ableiten und neu ge-
gen Deutschland vorgehen könnten. Außerdem gibt es keine Hinweise da-
rauf, dass es vor 1962 eine kritische Masse an anhängigen Verfahren gegeben 
hätte, zumal der Kassationsgerichtshof 1953 die innerstaatliche Wirksamkeit 
des Verzichts aus dem Friedensvertrag bestätigt hatte. 

 
 

IV. Rechtsgrundlage, Verjährung, Vollstreckungs-
immunität 

 
Seit Ferrini hat die italienische Rechtsprechung die Rechtsgrundlage des 

Schadensersatzanspruchs im allgemeinen Deliktrecht nach Art. 2043 ff. des 
italienischen Zivilgesetzbuches (ZGB) anerkannt.69 Damit ist die völker-
rechtlich schwierige Frage umschifft, inwiefern ein völkerrechtlich begrün-
deter individueller Schadensersatzanspruch etwa aus der Haager Land-

                                                        
67  Cass. civ. SS. UU 1953 (Anm. 33). 
68  So auch K. Oellers-Frahm (Anm. 52), 1074 f., die die gegenteilige Auslegung als zu for-

malistisch bezeichnet. 
69  Cass. Ferrini (Anm. 17), Para. 7.1 implizit; App. Milde (Anm. 31); Tribunale di Firenze 

(Anm. 24), Para. 4.2. 

http://www.zaoerv.de
© 2016, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


 Jenseits der Staatenimmunität im deutsch-italienischen Staatenimmunitäten-Fall 467 

ZaöRV 76 (2016) 

kriegsordnung besteht. Mit dem Argument, dass ein solcher nicht bestünde, 
hatten seinerzeit deutsche Gerichte griechische Klagen zurückgewiesen. 
Dieser Schlussfolgerung vorgelagert war die Begründung, dass das humani-
täre Völkerrecht im Kriegsfall dem Amtshaftungsrecht als lex specialis vor-
ginge und daher ein Anspruch aus dem deutschen Amtshaftungsrecht den 
mangelnden individuellen Anspruch aus der Haager Landkriegsordnung 
nicht ersetzen könne.70 Das Scheitern italienischer Klagen in Deutschland 
wurde implizit als “unwillingness” gedeutet, was einen weiteren Klageweg 
in Deutschland als gegenstandlos erscheinen ließ.71 Und zwar obwohl gera-
de vor deutschen Gerichten sich die vor italienischen Gerichten und vor 
dem IGH so kontrovers diskutierte Frage der Staatenimmunität gar nicht 
stellt, da deutsche Gerichte zweifelsfrei befugt sind, über die Haftung des 
Bundes zu entscheiden. Die so gegensätzliche Auslegung zwischen deut-
schen und italienischen Gerichten im Hinblick auf die Anspruchsgrundlage 
lässt durchaus Zweifel aufkommen, ob nationale Gerichte das richtige Fo-
rum für eine unbefangene Prüfung rechtpolitisch kontroverser Klagen sind, 
die erhebliche Auswirkungen auf eigene Staatsangehörige oder den eigenen 
Staat haben. Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang der nur zwei Jah-
re vor Ferrini vom selben Kassationsgerichtshof in großer Kammer72 ent-
schiedene Markovic-Fall, als serbisch-montenegrinische Staatsangehörige 
gegen Italien auf Schadensersatz wegen des Bombardements eines serbi-
schen Fernsehsenders im Zuge des Kosovo-Konflikts geklagt hatten.73 Der 
Kassationsgerichtshof verneinte seinerzeit die Zuständigkeit italienischer 
Gerichte mit dem Argument, dass die Kriegsführung als solche der gericht-
lichen Überprüfung entzogen sei, weil diese Ausdruck politischer Richtlini-
enkompetenz sei, der gegenüber kein geschütztes und gerichtlich durch-
setzbares Interesse bestünde. 

Eine Frage, in der Fachgerichte dem Kassationsgerichtshof nicht immer 
gefolgt sind, ist jene der Verjährung.74 Gemäß Art. 2947 Abs. 3 ZGB ent-
spricht die zivilrechtliche Verjährungsfrist derjenigen der zugrundeliegen-
den Straftat. Im Milde-Fall stellte das Berufungsgericht auf die lebenslängli-

                                                        
70  Die Frage stellte sich im Rahmen griechischer Klagen wegen des Massakers im griechi-

schen Distomo, LG Bonn, 23.6.1997, Az: 1 O 358/95; OLG Köln, 27.8.1998, OLG-Report 
Köln 1999, 5 ff.; BGH, 26.6.2003, NJW 56 (2003), 3488 ff.; BVerfG, Nichtannahmebeschluss 
15.2.2006, BVerfGK 7, 303 ff.; kritisch zur Verdrängung des Deliktsrechts B. Heß (Anm. 43), 
115. 

71  Vgl. CC 238/2014, considerato in fatto Para. 1.2, considerato in diritto Para. 1 mit Ver-
weis auf den Vorlagebeschluss. 

72  Gemäß Art. 374 in Verbindung mit Art. 360 Nr. 1 ZPO werden Fragen zum italieni-
schen Gerichtsstand von der großen Kammer (“sezioni unite”) entschieden. 

73  Cass. civ. SS.UU., Beschluss/ordinanza 5.6.2002, Nr. 8157, Riv. Dir. Int. 85 (2002), 800. 
74  Vgl. K. Oellers-Frahm (Anm. 52), 1068 ff. 
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che Freiheitsstrafe nach dem konkreten innerstaatlichen Straftatbestand 
ab,75 doch trifft das je nach Fallkonstellation nicht auf alle Klagen gegen 
Deutschland zu. Bleibt die Nichtverjährung von Völkerrechtsverbrechen, 
die allerdings intertemporale Fragen aufwirft. In einem obiter dictum sprach 
sich der Kassationsgerichtshof im Ferrini-Urteil gegen eine Verjährung 
aus.76 Dem folgte gerade das Landgericht Arezzo im Ferrini-Wiederauf-
nahmeverfahren nicht, das die Ansprüche für verjährt erklärte,77 was vom 
Berufungsgericht Florenz wiederum zugunsten der Nichtverjährung ge-
kippt wurde.78 Zugunsten der Verjährung entschieden die Landgerichte La 
Spezia und die 1. Zivilkammer des Landgerichts Turin,79 anders als die 4. 
Zivilkammer.80 Gemäß dem Landgericht Rossano sind Ansprüche verjährt, 
weil sich die Nichtverjährung von Völkerrechtsverbrechen erst nach 1945 
durchgesetzt habe und der Grundsatz des Verbots der Rückwirkung im 
Strafrecht greife, der ein oberstes Verfassungsprinzip darstelle.81 Ebenso da-
tierte das Landgericht Florenz im Wiederaufnahmeverfahren die Herausbil-
dung der Nichtverjährung auf die 1960er Jahre, allerdings rückwirkend im 
Hinblick auf die Verbrechen des Zweiten Weltkriegs. Dabei seien zivilrecht-
liche Ansprüche nicht vom Verbot der strafrechtlichen Rückwirkung er-
fasst.82 Es ist wahrscheinlich, dass der Kassationsgerichtshof sich noch ein-
mal mit der Frage wird beschäftigen müssen. Erklärt er die Ansprüche für 
verjährt, ist zumindest ein praktischer, wenn auch nicht sonderlich eleganter 
Schlussstrich unter die deutsch-italienische Kontroverse gezogen. 

Die in der Praxis größte Hürde für die Kläger dürfte die Vollstreckung 
eines rechtskräftigen Urteils gegen die Bundesrepublik darstellen.83 Deut-
sche Gerichte dürften die Anerkennung italienischer Urteile mit Verweis auf 
die vom IGH festgestellte mangelnde Zuständigkeit italienischer Gerichte 
verweigern.84 Für Eigentum der Bundesrepublik auf italienischem Staatsge-

                                                        
75  App. Milde (Anm. 31), Para. 9.4. 
76  Cass. Ferrini (Anm. 17), Para. 9. 
77  Tribunale di Arezzo, 13.3.2007, Nr. 316. 
78  Corte d’Appello di Firenze (Anm. 32). 
79  Tribunale di La Spezia, 16.10.2008, Nr. 1077; Tribunale di Torino, I sez. civ. 20.10.2009, 

Nr. 7137 (Mantelli). 
80  Tribunale di Torino (Anm. 32). 
81  Tribunale di Rossano, sez. civ. 16.9.2011, Para. 4.2, das Landgericht hatte zuvor festge-

stellt, dass die innerstaatlichen Straftatbestände keine lebenslange Freiheitsstrafe vorsahen. 
82  Tribunale di Firenze (Anm. 24), Para. 4.4. mit Verweis auf Tribunale di Torino (Anm. 

32) und Corte d’Appello di Firenze (Anm. 32). 
83  A. Tanzi, Un difficile dialogo tra Corte Internazionale di Giustizia e Corte costituzio-

nale, Comunità Internazionale 75 (2015), 13 (22 f.) sieht daher im Urteil keinen materiellen 
Vorteil für die Kläger, das nur einen rein symbolischen Wert annimmt. 

84  So bereits im Distomo-Verfahren (Anm. 70), in dem es auch um die Anerkennung eines 
griechischen Urteils ging. 
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biet greifen völkerrechtliche Vollstreckungsimmunitäten. Danach findet die 
für die gerichtliche Immunität relevante Unterscheidung zwischen hoheitli-
chen und nicht-hoheitlichen Handlungen ihr Pendant in der Vollstre-
ckungsimmunität für Eigentum, das “governmental non-commercial purpo-
ses” dient.85 Auch die italienische Rechtsprechung stellt allgemein auf die 
Zweckbestimmung der jeweiligen Sache ab.86 Während die Zweckbestim-
mung im Falle von Botschaften und Konsulaten klar ist, schlug die Eröff-
nung eines Vollstreckungsverfahrens gegen das deutsch-italienische Kultur-
zentrum “Villa Vigoni” große Wellen und war für Deutschland der Auslö-
ser, den IGH anzurufen. Das Berufungsgericht Florenz hatte nach Aner-
kennung eines griechischen Urteils im Vollstreckungsverfahren dennoch 
eine Hypothek eintragen lassen.87 Die Hypothek wurde aufgrund des Eil-
dekretes aufgelöst, das alle laufenden Gerichts- und Vollstreckungsverfah-
ren im Hinblick auf das IGH-Urteil zeitweise einfror.88 Während man nach 
dem IGH-Urteil von einer endgültigen Einstellung aller Verfahren ausgehen 
konnte, ist nach dem Urteil der Corte cost. wieder alles offen. Unklar ist in 
diesem Zusammenhang, wie viele Verfahren zwischen dem IGH-Urteil An-
fang 2012 und dem Urteil der Corte cost. Ende 2014 rechtskräftig eingestellt 
wurden und somit von der Rückwirkung der Verfassungswidrigkeitserklä-
rung nicht mehr erfasst sind. Schließlich bleibt die Frage, ob italienische Ge-
richte die Ferrini-Rechtsprechung einer ius cogens exception beziehungswei-
se jene der obersten Verfassungsprinzipien ausweiten und sich angesichts 
der Völkerrechtsverbrechen auch über Vollstreckungsimmunitäten hinweg-
setzen. 

 
 

V. Verhandlungen und die völkerrechtliche Ebene 
 
Befürworter des verfassungsgerichtlichen Urteils sehen durch die wieder 

eröffneten Verfahren den Druck auf Deutschland erhöht, mit Italien über 

                                                        
85  Vgl. Art. 19 Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Immunität der Staaten 

und ihres Vermögens von der Gerichtsbarkeit vom 2.12.2004. 
86  A. Atteritano, L’immunità degli Stati stranieri dalla giurisdizione civile, in: N. Ronzit-

ti/G. Venturini, Le immunità giurisdizionali degli Stati e degli enti internazionali, 2008, 235 ff. 
(238 ff.). 

87  Corte d’Appello di Firenze, 20.3.2007, Nr. 486 und Cass. SS.UU. 29.5.2008, Nr. 14199 
(Anerkennungsverfahren), Corte d’Appello di Firenze 25.11.2008, Nr. 1696 (Vollstreckungs-
verfahren); für die Kläger handelte es sich tatsächlich um eine Generalprobe, weil nur die 
Anerkennung der Prozesskosten in Höhe von 2 934,70 € beantragt war. 

88  Gesetzesdekret 63/2010 (Anm. 25). 
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eine Globalentschädigung zu verhandeln.89 Den Aufhänger bildet Para-
graph 99 des Staatenimmunitäten-Falls, worin der IGH als ein “matter of 
surprise – and regret” zur Kenntnis nimmt, dass Deutschland 2001 IMI 
nicht nach dem Stiftungsgesetz “Erinnerung, Verantwortung, Zukunft” 
(EVZStiftG) entschädigt hat.90 Ob dieser obiter ein Verhandlungsgebot für 
Deutschland impliziert, erscheint fraglich. Inwiefern italienische Ansprüche 
weiterhin gegen Deutschland bestehen, war Gegenstand der italienischen 
Gegenklage vor dem IGH gewesen. Damit wäre auch die Frage nach den 
italienischen Verzichtserklärungen einer rechtlichen Klärung zugeführt 
worden, doch erwirkte Deutschland, dass der IGH seine Zuständigkeit ra-
tione temporis verneinte.91 Die mangelnde Prüfung spricht gegen ein Ver-
handlungsgebot, das einen begründeten Anspruch postuliert. Vor diesem 
Hintergrund erscheint der Vorschlag, den IGH mit einem Auslegungsantrag 
zur Frage eines deutschen Verhandlungsgebots anzurufen,92 wie die 
Neuvorlage der Gegenklage. Andererseits könnte das Urteil der Corte cost. 
ein bilaterales Globalabkommen auch behindern, weil die italienische Re-
gierung keine Rechtssicherheit mehr garantieren kann. Die Urteilsbegrün-
dung der Corte cost. lässt einen Äquivalenzersatz für Rechtsschutz nicht 

                                                        
89  Vgl. F. Salerno, Giustizia costituzionale versus giustizia internazionale nell’applicazione 

del diritto internazionale generalmente riconosciuto, Quaderni Costituzionali 35 (2015), 33 
(51 f.), der im Urteil eine interne Antwort auf ein internationales Versagen sieht, italienische 
Opfer zu entschädigen. 

90  Gesetz zur Errichtung einer Stiftung “Erinnerung, Verantwortung und Zukunft” vom 
2.8.2000 (BGBl. I, 1263), das zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes vom 1.9.2008 (BGBl. I, 1797) 
geändert worden ist. IMI waren italienische Soldaten, denen Deutschland nach dem italieni-
schen Frontenwechsel 1943 den Kriegsgefangenstatus verwehrte. Im Rechtsgutachten für die 
Bundesregierung kam Christian Tomuschat zum Schluss, dass diese Völkerrechtsverletzung 
den formellen Status nicht habe ändern können, weshalb diese weiterhin unter die Aus-
schlussklausel des Stiftungsgesetzes für Kriegsgefangene fielen, C. Tomuschat, Rechtsgutach-
ten: Leistungsberechtigung der Italienischen Militärinternierten nach dem Gesetz zur Errich-
tung einer Stiftung “Erinnerung, Verantwortung und Zukunft”?, 2001, abrufbar unter 
<http://www.berliner-geschichtswerkstatt.de>. 

91  Weil die Sache nach Ansicht des IGH zeitlich zwischen 1943-1945 und somit vor das 
1957 in Kraft getretene Europäische Übereinkommen zur Streitbeilegung (Anm. 23) fiel, wel-
ches die Zuständigkeitsgrundlage des Staatenimmunitäten-Falls bildete, Jurisdictional Immu-
nities of the State (Germany v. Italy), Counter-Claim, Order of 6.7.2010, ICJ Reports 2010, 
318 Rn. 23 und 320 f., Rn. 30-31. 

92  Vgl. K. Oellers-Frahm, Das italienische Verfassungsgericht und das Völkerrecht – eine 
unerfreuliche Beziehung. Anmerkung zur Entscheidung des italienischen Verfassungsgerichts 
vom 22.10.2014, EuGRZ 42 (2015), 8 (14 f.) zur erneuten Einschaltung des IGH mit einem 
Auslegungsantrag, um den Druck auf Italien zu erhöhen. Meines Erachtens liegt ein Ausle-
gungsantrag eher im italienischen als im deutschen Interesse, da für Deutschland das Risiko 
besteht, mit einer Verhandlungspflicht belegt zu werden, weshalb Deutschland bereits auf die 
Nichtannahme der Widerklage gedrängt hatte. 
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zu,93 obgleich ein Globalabkommen ein factum novum darstellte, der es 
dem Gericht in einem neuen Urteil ermöglichen würde, den Rechtsschutz 
verstärkt gegenüber Völkerrechtstreue abzuwägen und dabei auf einen 
Äquivalenzersatz in Form eines Entschädigungsabkommens abzustellen. 
Jenseits der juristischen Verpflichtung bleibt die Frage, inwiefern Deutsch-
land insbesondere den IMI entgegenkommen kann. Deren Ausschluss als 
Begünstigte der EVZ-Stiftung hatte in organisierten Opferverbänden das 
diffuse Gefühl einer ungerechten Behandlung aufkommen lassen, das sich in 
einer Reihe von Klagen entlud, die auch medial positiv begleitet wurden. 

Da das IGH-Urteil Italien jedenfalls völkerrechtlich verpflichtet, 
Deutschlands Staatenimmunität zu gewährleisten, stellt die Wiederaufnah-
me des Verfahrens in Florenz eine neue Völkerrechtsverletzung dar,94 die 
nach Art. 31 des International Law Commission-Artikelentwurfs über die 
Staatenverantwortlichkeit zu “full reparation” verpflichtet. Bis zu einer 
möglichen Vollstreckung gegen deutsches Eigentum bleibt der deutsche 
Schaden mit Ausnahme möglicher Prozesskosten immateriell. Sollte es trotz 
der zahlreichen Hürden zu Vollstreckungen kommen, könnte Italien 
Deutschland den finanziellen Schaden ersetzen müssen.95 Im Wiederauf-
nahmeverfahren stellte Deutschland daher den Antrag, den italienischen 
Staat an Stelle Deutschlands zu verurteilen. Zwar erkannte das Landgericht 
Florenz den italienischen Völkerrechtsverstoß gegenüber Deutschland an, 
entschied im Ergebnis aber, dass Italien zum Schutz der Menschenwürde 
aus einer Notlage im Sinne von Art. 2045 ZGB gehandelt habe.96 Völker-
rechtlich lässt sich diese Argumentation kaum aufrechterhalten, da der IGH 
jede Notlage ausgeschlossen hat, indem er das italienische Argument einer 
Immunitätsausnahme als ultima ratio zurückgewiesen hat.97 Die Argumen-

                                                        
93  Dazu kritisch A. Tanzi (Anm. 83), 34, der hier für eine Abwägung eintritt; ebenso für 

eine Abwägung, allerdings zwischen Rechtsschutz und Befolgung des IGH-Urteils und mit 
offenem Ausgang, M. Longobardo, The Italian Constitutional Court’s Ruling against State 
Immunity When International Crimes Occur: Thoughts on Decision No. 238 of 2014, in: 
Melbourne Journal of International Law 16 (2015), 255 (268). 

94  Vgl. Juridsictional Immunities (Anm. 3), 153 f., Rn. 137, worin der IGH Italien auffor-
dert, gemäß Art. 35 des ILC-Artikelentwurfs zur Staatenverantwortlichkeit, den das Gericht 
als gewohnheitsrechtlich anerkennt, den status quo ante wiederherzustellen. 

95  A. Tanzi (Anm. 83), 29; vgl. zu den finanziellen Folgen auch C. Tomuschat, The Natio-
nal Constitution Trumps International Law, Italian Journal of Public Law 6 (2014), 189 (194 
ff.) und K. Oellers-Frahm (Anm. 92), 14; N. Ronzitti, La Cour constitutionelle italienne et 
l’immunité juridictionelle des États, A.F.D.I. 60 (2014), 3 (12), schlägt vor, dass Italien die 
Entschädigungsverpflichtungen vorläufig übernimmt und in einem zweiten Schritt in Ver-
handlungen mit Deutschland tritt. 

96  Tribunale di Firenze (Anm. 24), Para. 4.6. 
97  Jurisdictional Immunities (Anm. 3), 143 ff., Rn. 100-101 und 105-106. 
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tation zeigt allerdings, dass italienische Gerichte die Grundthese einer ius 
cogens-Ausnahme gegen vielfache Hindernisse weiterspinnen könnten. 

 
 

VI. Zusammenfassender Ausblick 
 
Italienische Gerichte haben vor dem IGH-Urteil die italienischen Ver-

zichtserklärungen gegenüber Deutschland im Friedensvertrag von 1947 
zwischen Italien und den Alliierten sowie in zwei deutsch-italienischen 
Bonner Abkommen von 1962 eng ausgelegt. Die Auslegung, wonach die 
Erklärungen die vorliegenden Klagen italienischer Staatsangehöriger ratione 
personae, materiae und temporis nicht abdecken, hat zuletzt das Landge-
richt Florenz im Wiederaufnahmeverfahren bestätigt. Dieser Beitrag argu-
mentiert jedoch, dass die italienischen Klagen unter die Verzichtserklärung 
aus dem Friedensvertrag in Verbindung mit dem Londoner Schuldenab-
kommen fallen, während die Bonner Abkommen nicht einschlägig sind. 
Inwieweit die Klagen verjährt sind, haben italienische Gerichte nicht ab-
schließend geklärt und könnte eine Klarstellung des Kassationsgerichtshofs 
erfordern. Als größte Hürde dürften sich allerdings Vollstreckungsimmuni-
täten erweisen. Sollte es dennoch zu Vollstreckungen gegen deutsches Ei-
gentum kommen, könnte Italien nach den Grundsätzen der Staatenverant-
wortlichkeit den Schaden ersetzen müssen. Obwohl einige im Urteil der 
Corte cost. einen Hebel sehen, um Deutschland zu Verhandlungen über 
Entschädigungen zu bewegen, schafft das Urteil im Gegenteil eine Rechts-
unsicherheit, weil die Urteilsbegründung einen Äquivalenzersatz zum 
Rechtsschutz nicht zulässt und damit auch ein Globalabkommen verfas-
sungswidrig sein könnte. Dennoch erscheint der Ausschluss der IMI als Be-
günstigte der EVZ-Stiftung im Nachhinein als rechtspolitischer Fehler. Jen-
seits des Rechts ist eine Geste angebracht. 

Fremde Rechtsordnungen mit Verfassungsrang, darunter das Völkerge-
wohnheitsrecht sowie das EU- und VN-Recht, prüft die Corte cost. seit 
den 1970er Jahren auf ihre Vereinbarkeit mit obersten Verfassungsprinzi-
pien hin, die wie eine Schranke wirken. In ihrem Urteil Nr. 238/2014 ver-
bindet die Corte cost. das in ihrer Schrankenrechtsprechung bereits veran-
kerte Rechtsschutzprinzip mit dem Schutz der Menschenwürde. Danach 
sind Staatenimmunitäten nicht tout court verfassungswidrig, sondern nur 
soweit sie dem Rechtsschutz unverletzlicher Rechte entgegenstehen. Ob-
wohl der Corte cost. ein Monopol des IGH in der Ausgestaltung des Völ-
kergewohnheitsrechts anerkennt, verwehrt er den Eintritt der völkerrechtli-
chen Immunitätsnorm in die italienische Rechtsordnung, womit ein verfas-
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sungsrechtliches Spiegelbild zur vom IGH verworfenen ius cogens exception 
zur Staatenimmunität entsteht. Dennoch entfalten Teile des Urteilstenors 
keine erga omnes-Wirkung gegenüber ordentlichen Gerichten, was zu einer 
Neuvorlage führen könnte. Ebenso könnte ein ad hoc-Eingriff des Gesetz-
gebers eine Neuvorlage erwirken. Dies böte der Corte cost. den Anlass ei-
ner Neutarierung, insbesondere indem sie das Rechtsschutzprinzip ver-
stärkt gegenüber völkerrechtlichen Verpflichtungen und einer “international 
rule of law” abwiegt, die in Art. 10, 11 und 117 Verf. ebenfalls verankert 
sind. Dass mit Verweis auf innerstaatliches Recht die Bindung eines IGH-
Urteils in Frage gestellt wird, ist ein Präzedenzfall, den gerade europäische 
Staaten nicht setzen sollten. Die italienischen Richter haben sich in einem 
vermeintlichen “Kampf der Gerechten” verstrickt, der von der falschen 
Prämisse fehlender Klagemöglichkeiten in Deutschland ausgeht. Denn 
wenn mit nemo iudex in re sua darauf verwiesen wird, dass deutsche Richter 
nicht unparteiisch gegenüber dem deutschen Staat seien, so gilt das in der 
Konsequenz auch für italienische Richter gegenüber italienischen Klägern. 
Dass der Kassationsgerichtshof nur zwei Jahre vor Ferrini seine Zuständig-
keit für serbische Klagen im Kontext des Kosovo-Konflikts gegen Italien 
verneinte, bestätigt eher, dass nationale Gerichte das falsche Forum für der-
artige Klagen sind. Die Corte cost. hätte ein IGH-Monopol nicht nur in 
ihrer Begründung, sondern auch im Ergebnis anerkennen sollen. Ihr letztes 
Wort ist mit einer zersetzenden Wirkung für die “international rule of law” 
erkauft. Bekommt der Verfassungsgerichtshof eine zweite Chance, sollte er 
diese anders nutzen. 
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